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Beschlussempfehlung 
 
Der Antrag der Fraktion der CDU und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drucksache 
18/4565 - wird unverändert angenommen. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Antrag, Drucksache 18/4565, wurde durch das Plenum am 15. Juni 2023 zur /alleinigen 
Beratung an den Ausschuss für Heimat und Kommunales überwiesen.  
 
Die den Antrag einbringenden Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN heben 
die Bedeutung kommunaler Zusammenarbeit als effiziente und zukunftsorientierte Form der 
Aufgabenerledigung hervor und weisen auf gemeinsame Dienstleistungszentren - sogenannte 
Shared-Service-Center - als wichtigen Bestandteil interkommunaler Zusammenarbeit hin. 
Best-Practice-Beispiele wie der „Standesamtverbund Hellweg“ im Kreis Soest oder die Koope-
ration auf unterschiedlichsten Ebenen im Bergischen Städtedreieck machen deutlich - so die 
beiden Fraktionen -, dass durch kommunale Zusammenarbeit Synergieeffekte erzielt werden 
können.  
 
Daher soll die Landesregierung mit dem Antrag u.a. aufgefordert werden, Maßnahmen zur 
Förderung und Weiterentwicklung kommunaler Zusammenarbeit und zur Gründung und zum 
Ausbau von Shared-Service-Centern zu unterstützen und ein Netzwerk projektfinanzierter 
Smart-City-Initiativen einzurichten. Neben der Sicherstellung angemessener datenschutz-
rechtlicher und datensicherheitstechnischer Rahmenbedingungen soll die Landesregierung 
auch die Ausnahme interkommunaler Dienstleistungszentren aus dem Anwendungsbereich 
von § 2b Umsatzsteuergesetz prüfen. 
 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Heimat und Kommunales hat den Antrag in der Sitzung am 18. Au-
gust 2023 erstmals aufgerufen. Die abschließende Beratung in der Sitzung fand in der Sitzung 
am 15. September 2023 statt (vgl. Ausschussprotokoll 18/346). 
 
Die Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP haben sich bei der Ge-
legenheit für den Antrag ausgesprochen. Die Fraktion der AfD hat sich enthalten. 
 
 
C Ergebnis 
 
Der Ausschuss für Heimat und Kommunales empfiehlt, den Antrag, Drucksache 18/4565, un-
verändert anzunehmen 
 
 
 
Guido Déus 
Vorsitz 


